
Amtsgericht Jena
Az.: 26 C 638/16 Abschrift

Ilt,lI NAMEN DES VOLKES

U rteil

In dem Rechtsstreit

- Kläger -

Prozessbevol I mächti gte :

YvYv' I

- Beklagte -

P rozess bevol I mächti gte :

wegen Schadensersatz aus Verk,ehrsunfall

hat das Anrtsgericht Jena durch

Richter am Amtsgericlrt

im schriftlichen Verfahren gemäß S 128 Abs.2ZPO

nach dem Sach- und Streitstand vom 09.01.2018

f ür Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurieilt, an den Kläger 1.361,08 € nebst 5 Prozentpunkten Zinsen übe,
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dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 01.09.2015, 150,00 € nebst 5 Prozentpunkten Zin-

sen über dem jeweiligen l3asiszinssatz seit dem 30.07.2015, 127,09 € nebst 5 Prozenl-

punkten Zinsen über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 01 .09.2015 sowie 124,95 C:.

nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 12.12.2015 zu

bezahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits fallen der Beklagten zur Last.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 130 % des zu vollstreckenden Betra-

ges vorläufig vollstreckbar.

Tatbestand

Die Parteien streiten um restlichen Schadensersatz aus einem Verkehrsunfall.

Am 16.07.2015 wurde der PKW ries Klägers mit dem amtlichen Kennzeichen --- in Jena durch

den LKW, amtliches Kennzeichen ---, mit dem Anhänger, amtliches Kennzeichen ---, beschädigt.

Die Beklagte war zum Unfallzeitpunkt Kfz-Haftpflichtversicherer des LKW. Der klägerische PKW

war zu m U nfallzeitpunkt ordnungsgemä ß abgeparkt.

Die Parteien streiten um die Höhe des, durch den Unfall entstandenen, Schadens.

Während der Dauer der Reparatur des Fahrzeugs mietete der Kläger einen Ersatzwagen. Die

Mietkosten hierfür betrugen 1.867,08 €. Die Beklagte regulierte hiervon 506,00 €. Von den in

Rechnung gestellten 9.430,29 € lReparaturkosten zahlte die Beklagte einen Betrag in Höhe von

9.282,30 €. Der Kläger ließ darauf eine Rechnungsprüfung durchführen und forderte die Beklagte

zu deren Zahlung auf. Aufgrund de,r Wertminderung des Klägerfahrzeuges regulierte die Beklagte

weitere 400,00 €.

Der Kläger trägt vor,

die Mietwagenkosten in Höh,e von '1.867,08 € seien angemessen und entsprechen dem re-

gionalen Normaltarif. Sie seir-'n in voller Höhe von der Beklagten zu erstatten. Die Wertmin-

derung in Höhe von 550,00 € sei angemessen und gerechtfertigt. Die Rechnungsprüfung

sei notwendig gewesen aufgrund der unberechtigten Kürzung des Reparaturbetrages durch

die Beklagte. Es handele sich ber deren Kosten um einen unfallursächlichen Schaden.
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Der Kläger beantragt,
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die Beklagte zu verurteilen, an ihn 1.361,08 € nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über dem je-

weiligen Basiszinssatz seit dem 01 .09.20'1 5, 1 50,00 € nebst 5 Prozentpunkten Zinsen über

dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 30.07.2A15, 127,09 € nebst 5 Prozentpunkten Zirr-

sen über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 01.09.2015 sowie 124,95 € nebst S pro-

zentpunkten Zinsen Über dem jeweiligen Basrszinssatz seit dem 12.12.2015 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie trägt ,vor,

bei dem streitgegenständliohen Mietwagentarif handele es sich um einen Unfallersatztarif

und nicht den Normaltarif.

Die Wertminderung betragel lediglich 400,00 €. Diese seien gezahlt,

Daruber hinaus sei die Anrnietung zu einem Betrag von 1.867,08 € nicht erforderlich gev/€)

sen weshalb sie auch nichrl zu erstatten sei. Auch die Reparaturkosten seien lediglich in

Höhe von 9.282,30 € er-forcierrlich. Die Kosten der Rechnungsprüfung seien nicht zu erstert..

ten, da der Kläger davon ausgehen musste, dass eine solche nicht den gewünschten Erfolg

herbeiführen würde.

Gericht hat Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen Sachverständigengutac;h.

Zum Ergebrnis der Beweisaufnahnre sowie zur Ergänzung des Sach- und Streitstandes wird ar,f

das Gutacltten des Sachverstäncligen --- vom 27.07.2017 sowie auf die Schriftsätze der parteiern

sowie der Parteivertreter nebst Anlagen Bezug genommen.

Auf Antrag der Parteien war im schriftlichen Verfahren nach S 128 Abs.2 ZPO zu verfahren.

Entscheid u ngsg rü nde

Die zulässrge Klage ist begrundet.

Dem Kläger steht gegenüber der Beklagten ein Anspruch auf Zahlung der restlichen Mietwagerr-

I.JdJ
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kosten in Höhe von 1.361,08 €, des restlichen Minderwertes seines Fahrzeuges in Höhe vorr

150,00 € der restlichen Reparaturkosten in Höhe von 127,09 € sowie von 124,95 € fürdie Rech-

nungsprüfung gemäß $ 7Abs. 1 SitVG in Verbindung mit S 115 Abs. 1 Nr. 1 WG zu.

Dem Kläger sind die Mietwagenkosten in voller Höhe zu erstatten. Abzüglich der von der Beklag-

tenseite bereits gezahlten 506,00 € sind somit noch 1 .361 ,08 € zu zahlen.

Der Kläger war für die Dauer der Reparatur seines Fahrzeuges berechtigt einen Ersatzwagen

anzumreten. Dessen Kosten in Hohe von insgesamt 1.867,08 € sind von der Beklagten zu tragen.

lm Rahmen der Fahrzeugvermietung ist zwischen Normaltarif und dem deutlich höheren Unfaller-

satztarif zu unterscheiden. Nach ständiger Rechtsprechung können grundsätzlich nur die Sätze

des Normaltarifs erstattet'yerlangt werden.

Der Kläger hat das streitgegenstiändliche Ersatzfahrzeug zum Normaltarif der Region angemie-

tet. Entgegen der Behauptung der Beklagten handelt es sich bei dem Fahrzeug entsprechend der

Zulassungsbescheinigung Teil 1 um ein Selbstfahrer Mietfahrzeug. Auch aus der Struktur des Ta-

rifes ergibt sich nicht, dass es sich dabei um einen Unfallersatztarif gehandelt hat.

Der Sachverständige Roßner hat in seinem Gutachten festgestellt, dass die vom Kläger geltend

gemachten Mietwagenkosten zwar über dem Durchschnittspreis des silverDAT Mietpreisspiegels

liegen, jedoch innerhalb der örtlichen Mietpreisspanne liegen. An den glaubhaften und nachvoll-

ziehbaren Feststellungen des Gutiachters zu zweifeln sieht das Gericht keinerlei Anlass.

lnsbesondere im Rahmen einer Suchanfrage beim silverDAT Mietpreisspiegel ergab die Auswer..

tung der Ergebnisse eine Mietprr:isspanne von 1.355,93 € - 1.945,89 € durchschnittlich somit

'1.673,60 €. Die streitgegenständlichen Mietwagenkosten liegen somit innerhalb der Preisspanne,

übersteigen jedoch den durchschrrittlichen Betrag.

Dem steht nicht entgegen, dass die von der Beklagten vorgelegten Mietangebote der Firmen Avis,

Europcar und Sixt andere Preise aufweisen. Denn aus diesen ist nicht ersichtlich, dass sie die

gleichen Konditionen wie der Mierttarif des Klägers, insbesondere Haftungsbeschränkungen, in

gleicher Höhe aufweisen um eine taugliche Vergleichsgrundlage darstellen zu können. So führte

der Sachverständige --- in seinern Gutachten glaubhaft und nachvollziehbar aus, dass bei den

Angeboten der Firmen Europcar und Sixt keine Anmietzeiträume angegeben wurden. Der An-

mietzeitraum beim Angebot der Firma Avis bezog sich nicht auf den tatsächlichen Zeitpunkt

20.07.2015 sondern den 12.09. -:24.09.2016. Es ist daher nicht ersichtlich, welche Kosten zum

tatsächlichen Zeitpunkt im Juli 2015 angefallen wären. Auch setzen die Angebote stets eine Be-
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zahlung des Mietwagens per Vrrrkasse voraus, Von der Beklagten wurde somit nicht dargelegt

dass diese Angebote auch bei vergleichbaren Konditionen einen deutlich geringeren Mietpreis

aufweisen. An den glaubhaften und nachvollziehbaren Feststellungen des Gutachters zu zweifeln

sieht das Gericht keinerlei Anlasrs.

Da die Anmietung durch den Kliiger somit zum regionalen Normaltarif erfolgte, ist dieser in voller

Höhe erstattungsfähig. Auf das Vorliegen von unfallbedingten Besonderheiten, welche einen zu-

sätzlichen Aufschlag rechtfertigen, kommt es daher nicht an.

Dem Kläger ist nach S 251 BGU des werteren der merkantile Minderwert seines Fahrzeuges in

Höhe von 550,00 € zu ersetzen. Abzüglrch der bereits gezahlten 400,00 € ist somit der Differen;z-

betrag in Höhe von 150,00 € zu zahlen.

Die Reparatur allein genügt nicht um den Kläger vermögensrechtlich so zu stellen wie er ohne

das schädigende Ereignis stehen wurde. Aus dem vom Kläger vorgelegten Sachverständigengut-

achten des Sachverständigen --- vom 20.07.2015 ergibt sich, dass am Fahrzeug umfangreiche

Richt- und Schweißarbeiten erfonierlich waren. Diese wären im Rahmen eine Verkaufs offenba.

rungspflichtig und würden somit eine Minderung des zu erzielenden Verkaufspreises herbeifuh.

ren,

Angesichts des substantiierten 'r/ortrages des Klägers reicht das pauschale Bestreiten der B:;.

klagtenseite nicht aus. Insbesondere wurde nicht substantiiert dargelegt, weshalb lediglich einr;

Wertminderung in Höhe von 400,00 € bestehe.

Entsprechend $ 249 BGB sind dier Reparaturkosten für das Fahrzeug des Klägers in voller Höhel

von 9.430,29 €, vorliegend somit in Höhe von noch 127,09 €, zu zahlen.

Die Reparatur erfolgte nach den Vorgaben des vom Kläger vorab eingeholten Sachverständigen.

gutachtens. Die konkreten Reparaturkosten von 9.430,29 € weichen dabei mit einem DifferenzLre.

trag von 35,34 € nur unwesentlich von den gutachterlich ermittelten Kosten in Höhe von g.3g4,gl:i

€ ab. Das pauschale Bestreiten der Höhe der Reparaturkosten durch die Beklagte steht denr

nicht entgegen. Bezuglich der vorg;etragenen Schadenspositionen, welche ihrerseits in Abzug oc,-

bracht wurden, wurde nicht substantiiert dargelegt dass deren Reparatur nicht im durchgeführten

Umfang erforderlich gewesen war. Der pauschale Verweis auf Vorgaben der DAT fur das betre!

fende Fahrzeug ohne konkreten [3ezug auf die tatsächliche Beschaffenheit der Fahrzeugteile vor

dem Unfall genügt nicht.

Dem Kläger sind gemäß S 249 BG|B auch die Kosten der Rechnungsprüfung in Höhe von 124,91j
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Grundsätzlich hätte es einer solchen Rechnungsprüfung nicht bedurft, da die Beklagte zur Erstat-

tung der vollständigen tatsächlich angefallenen Reparaturkosten verpflichtet war. Dessen Kosten

sind jedoch erstattungsfähig, da ers sich hierbei um eine eigenständige Leistung des Klägers han-

delt, die allein durch das Verhalten der Beklagten veranlasst wurde. Die Rechnungsprüfung wur-

de als Reaktion auf die Weigerung der Beklagten zur vollständigen Erstattung der Reparaturko-

sten veranlasst. Dabei konnte der Kläger nicht davon ausgehen, dass die Beklagte auch nach

weiterer Bestätigung der Höhe der Kosten die Zahlung weiterhin verweigern würde obwohl diese

eintrittspfl ichtig war.

Die Nebenforderungen sind gemäß S 286 ff BGB begründet.

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 91 ZPO.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf $ 709 ZPO.

Rechtsbehelfsbeleh ru ng :

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat.

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem

Landgericht Gera
Rudolf-Diener-Straße 1

07545 Gera

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung dr:r vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten
nach der Verkündung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass
Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei MonaLten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt
mit der Zustellung der vollständigen Errtscheidung.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
- mit einer qualifizierten elektronisc;hen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder
- von der verantwortenden Person r;igniert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
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son versehen ist, darf wie folgt uberrnittelt werden:
- auf einem srcheren übermittlurrgrsweg oder
' an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwill-

tungspostfach (EGVP) des Ge,ic;hts

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf $ 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung venviesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gelchten wird auf die
Verordnung über die technischen Riairmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und uber das be-
sondere elektronische Behordenpos;tfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.iustiz.de venryiesen,

Richter am Amtsgericht

Besch I uss

Der Streitwert wird auf 1 .703,12 rE festoeserzr.

Rechtsbehelfsbelehrung :

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werdetr,
wenn der Wert des Beschwerdegegerrstands 200 Euro uberstergt oderdas Gericht die Beschwerde zuoeles-
sen hat.

Die Beschlverde ist binnen sechs Morraten bei dem

Amtsgericht Jena
Rathenaustraße 13
47745 Jena

einzulegen

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der andenrveitige'r
Erledigung des Verfahrens. lst der Sitreitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frisrt
festgesetzt worden. kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser fr,4 t.
teilung des Festsetzungsbeschlussers eingelegt werden. lm Fall der formlosen Mitteilung gllt der Beschlus,:;
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur post als bekannt gemacht

Die Beschwerde lst schriftlich einzule5;en oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann,
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Gteschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu protokoll erklärt werden; die Frist
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrietren,

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genugt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
' mit einer qualifizierten elektronisr:hen Signatur der verantwortenden Person versehen sern oder' von der verantwortenden Person signierl und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingerelcht werden,
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Ein elektronisches Dokument, das rnit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermlttelt werden:
- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerir;hts.

Wegen der sicheren ÜbermittlungswLrge wird auf $ 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung venrviesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostlach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die lnternetseite www.justiz.de veruviesen.

Richter am Amtsgericht

Verkündet am 1 4.02.2018

Urkundsbeamter der Geschäftsstelle


